
 
 

 

EU-Wahlen 2024: 
Politische Forderungen an das Europäische 
Parlament  

Die Welt braucht eine faire sozial-ökologische Transformation, um die aktuellen Herausforderungen wie Klima- 
und Ernährungskrise oder Armut lösen zu können. Die Prinzipien des Fairen Handels können hierfür als 
Richtschnur dienen. Sie beruhen auf dem Grundgedanken von Gerechtigkeit und der Gleichwertigkeit aller 
Menschen, wie sie in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte festgeschrieben wurde, unabhängig von 
ethnischer Zugehörigkeit, Hautfarbe, nationaler oder sozialer Herkunft, Geschlecht, sexueller Orientierung, 
Religion oder anderer Merkmale und Zuschreibungen. Die Menschenrechte müssen allen Menschen 
zuteilwerden und müssen Leitlinie der europäischen Politik in allen Bereichen sein.  

Das zukünftige Europäische Parlament muss sich in diesem Sinne für eine faire globale sozial-ökologische 
Transformation einsetzen. Neue rechtliche Rahmenbedingungen der EU mit globaler Reichweite müssen 
dementsprechend wirksam umgesetzt werden, wobei die Bedürfnisse von Kleinbäuer*innen und Beschäftigen im 
Globalen Süden, die besonders stark von den aktuellen Krisen betroffen sind, mit einbezogen werden müssen. 
Neben einem wirksamen EU-Lieferkettengesetz (Directive on Corporate Sustainability Due Dilligence) sind 
unter anderem folgende erste Schritte dafür wichtig: 

 

1. EU-Handelspolitik fair gestalten – insbesondere durch Faire Handelsabkommen mit 
wirksamen Nachhaltigkeitskapiteln. 
  

2. Existenzsichernde Einkommen und Löhne sowie faire Einkaufspraktiken weltweit 
fördern.  
 

3. Zur globalen Klimagerechtigkeit beitragen – insbesondere durch 
Klimaschutzmaßnahmen in der EU, gerechte Finanzierungsinstrumente für 
Kleinbäuer*innen zur Bewältigung der Klimakrise und ihren Folgen sowie durch das 
Stärken ganzheitlicher landwirtschaftlicher Ansätze wie Agrarökologie.  
 

4. Den Fairen Handel sowie andere gemeinwohlorientierte Geschäftsmodelle 
unterstützen.  
 

5. Soziale und ökologische Mindestkriterien in der öffentlichen Beschaffung verbindlich 
verankern.  

 

 

 


